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In Sachen

Verkündet

am 24„ April 1963

Beklagten und Revisionsklägers‚l

g e g e n0

den Postangestellten

Kläger und Hevisionébeklagten‚a

' Prozeßbevollmächtigte:

hat der 11 Senat des BundesSozialgerichte auf die

mündliche Verhandlung vom 24 April 1963, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr„ H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesrichterin Dr„ S c h w a r z und

Bundesrichter ' S o n n e n b e r g _als weitere Berufsrichter,
‘ __„Bundessozialrichter B 0 u r b e c k. „rund

Bundessozialrichter H a a 5
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

'Landessozialgerichts Niedersachsen vom % August
‚

1962abgeändert; ' ' ' =
Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des So—

zialgerichts Hannover vom 19 August 1960 wird in
vollem Umfange zurückgewiesen°

" Außergerichtliche Kosten sind dem Kläger nicht zu
' erstatten„

V o n R e c h t s w e g e n „_'
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Mit Bescheid vom 6„ Dezember 1946 stellte die Landesversiehefungs—

anstelt Hannover, Außenstelle Hannover, bei dem Kläger als Folge

einer Schädigung durch den Wehrdienst im zweiten Weltkrieg "Chro—

nischen Gelenkrheumatismus der großen und kleinen Gelenke" fest‚

den Antrag auf Rente lehnte sie ab, weil Kriegsrenten auf Anord—

nung der Militärregierung damals nicht gezahlt werden durften und

der Kläger nicht invalide im Sinne von @ 1253 der Reichsversiehe-

Tungsordnung (RVG) sei; diesem Bescheid lagen eine Untersuchung

und ein Gutachten des Facherztes für innere Krankheiten Dr“ N-

vom 29° November 1946 zugrunde° Durch Bescheid vom 24° Juli 1948

wurde dem Kläger wegen des Gelenkrheumatismus vom 1° August 1947

an Versorgungsrente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

um 50 v‚H° bewilligt° Mit Bescheid vom 15° Oktober 1951 ("Umaner—

kennungsbescheid") wurde wegen des gleichen Leidens nach dem glei—

chen Grad der MdB Rente nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) ge—

währte Nach einer Nachuntersuehung des Klägers am 5„ Mai 1957 kam

der Facharzt für innere Krankheiten Dr„ H- in seinem Gut-—
achten vom 15" Mai 1957 zu dem Ergebnis, ein Gelenkrheumatismus

liege nicht mehr vor, die beginnenden Abnutzungserseheinungen der

Hals— und Lendenwirbelsäule sowie die beginnende Schlagaderverhär—

tung seien keine Versorgungssehäden° Der Prüfarzt des Beklagten

kam zu dem gleichen Ergebnis° Durch Bescheid vom 4„ Juli 1957

stellte das Versorgungsamt’(Versergh) I Hannover unter Bezug auf

@ 62 Abs„ 1 BVG fest, ein Versergungsleiden liege nicht mehr vor,

es entzog die Rente vom 19 September 1957 ano Den Wider8pruch des

Klägers wies das Landesversergungsemt (LVersorgA) Niedersachsen

nach einer weiteren Untersuchung des Klägers durch Bescheid vom

259 Juni 1958 zurück° Mit der Klage begehrte der Kläger, den Be—

seheid vom 4„ Juli 1957 und den Widerspruehsbeseheid vom 25° Juni
.1958 eufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, an den Kläger

wegen Rheumatismus und Folgen einer Kopfverletzung Versorgungsren—

te seit 1„ September 1957 nach einer MdB um 50 voHc zu zahlen„ Das

Sozialgericht Hannover (SG) wies die Klage nach weiterer Beweisauf—
nahme durch Urteil vom 19„ August 1960 ab„ Auf die Berufung des
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_ 3 _

Klägers änderte das Landessozialgerieht (LSG) Niedersachsen

durch Urteil vom 9° August 1962 das Urteil des es ab, es hob
die angefochtenen Bescheide auf und wies im übrigen die Beru—

fung zurück„ Es führte im wesentlichen aus: Der Beklagte habe
den "Umanerkennungsbeseheid" vom 15° Oktober 1951 mit dem an—
gefochtenen Bescheid vom 4, Juli 1957 (Widerspruehsbescheid vom

25, Juni 1958) nur dann nach @ 62 Abs„ 1 BVG reehtswirksam zu—
rüeknehmen können, wenn die wesentliche Änderung der Verhält—

nisse nggh Erlaß des "Umanerkennungsbeseheides" eingetreten sei.
und wenn sich die Verhältnisse nicht nur subjektiv vom Stand— "

punkt der Versorgungsbehörde aus, sondern objektiv geändert
‘

hätten° Im vorliegenden Fall habe der "Chronische Gelenkrheu—

matismus der großen und kleinen Gelenke" bei Erlaß der ange—
fochtenen Bescheide zwar nicht mehr vorgelegen, es habe aber

auf Grund der medizinischen Unterlagen nicht festgestellt wer—

den können, daß er erst nach dem Erlaß des ”Umanerkennungsbe—

scheides" ausgeheilt sei, diese Ungewißheit gehe zu Lasten des

Beklagten„ Es sei zwar zulässig und notwendig, in derartigen

Fällen zur Feststellung einer wesentlichen Änderung der Verhält—

nisse von den Befunden und Krankheitsäußerungen auszugehen, die

für den Erlaß des Bescheides nach früheren Versorgungsrecht maß—

gebend gewesen seien, weil es sonst an einer Vergleichsmöglich—„_;

keit hinsichtlich des Leidenszustands des Klägers überhaupt fehle;

es treffe aber nicht zu, daß der frühere Bescheid und der "Unen-

erkennungsbeseheid" in solchen Fällen als eine Einheit zu betrach—

ten seien; es bedürfe immer der Feststellung, ob die früheren
_

Befunde und Krankheitsäußerungen noch zur Zeit des Erlasses des-L;

"Umanerkennungsbesehcides" bestanden habeno Der Rechtsprechung

des Bundessozialgerichts (BSG) könne das LSG insoweit nicht fol—

gen; das BSG habe sich zu Unrecht auf die ReehtsPrechung des

Reichsversorgungsgerichts berufen, für die Rechtslage nach dem

BVG treffe diese Reehtsprechung_nicht mehr zu, Die Ermächtigung J

zu einer Neufeststellung ohne wesentliche Änderung der Verhältm

nisse in 5 86 Abs° 5 BVG sei im Interesse der Rechtssicherheit

und im Hinblick auf den Vertrauensschutz des Beschädigten bis

30, September 1954 befristet gewesen, nach Ablauf dieser Frist
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dürfe daher die'Versorgungsterwaltung Bescheide nur zurüeknehmen; ;

‚wenn Sie entweder von Anfang an rechtswidrig seien (@ 41 des Ver—'?
waltungsverfahrensgesetzes — VeerG —) oder wenn nach Erlaß'des '

"Umanerkennungsbeseheides" eine wesentliche Änderung eingetreten '
sei‚.Habe die Versorgungsverwaltung vor Erlaß des "Umanerkennungs—=
bescheideS" keine Nachuntersuchung durchgeführt, sei sie ein Risi—

ko eingegangen, sofern_sie diese Untersuchung nicht bis 30„ Septem4

ber 1954 nachgeholt habe; der Gesetzgeber habe offenkundig gewollt,

daß sie, wenn sie nach dem 30 September 1954 eine Neufeststcllung__

der Rente auf eine wesentliche Änderung der Verhältnisse stütze

‚(5 62 Abs° 1 BVG), die Beweislast dafür trage‚.daß seit dem Erlaß
'des ”Umanerkennungsbcscheides" eine Änderung eingetreten sei„ Die

Berufung_ des Klägers sei demnach begründet, soweit er die Aufhe—

bung des Bescheides vom 4 Juli 1957 (Widerspruehsbescheid vom 25

Juni 1958) begehre;- sie sei nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme

aus medizinischen Gründen nicht begründet, soweit er die Feststel-

lung einer weiteren Schädigungsfolge (Kopfschmerzen) begehre° Die
Revision ließ das LSG zu (5 162 Abs„_1 Nr° 1 des Sozialgerichts—
gesetzes

— SGG—, 2. Halbsatz)° Das Urteil wurde dem Beklagten am
3 September 1962 mug tllt'‚"”' "'3 "'ä ' “" '”“' 3 "

Am 12 September 1962 legte der Beklagte Revision ein, er
'beantrag—

te, ' '

‘dieEntscheidungd'esLSGNiederéeéhe'enin'56eiie'
'

vom 9° August 1962 aüfzuheben und die Berufung
S'fä_zurückzuweisen‚_„_„„ " '

Nach Verlängerung der Revisionsbegründungsfrist begründete
er die %

'Revisionam14„ November1962:Durch5 86 Abs„ 3 BVGhabedie ‘
"Umanerkennung" erleichtert; nicht aber der Versorgungsverwaltunge

ein "Risiko" auferlegt-werden sollen; nach dieser Vorschrift'sei

es der Vérsorgungsverwaltung bis 500 September 1954 erlaubt gewe— %1

'sen, auch ohne den Nachweis einer Änderung der Verhältnisse die

Rente neu festzustellen, sie sei aber nicht verpflichtet gewesen9

eine solche Neufeststellung bis 30° September 1954 durchzuführen,;é

sie habe sowohlxorakaaud1nach dem 30a September 1954 die Rente'nach'*

@ 62 Abs„ 1 BVG'neu feststellen dürfen, wenn eine wesentliche Än-

derung vorgelegen hab_e‚___es komme in derartigen Fällen_ ni_cht darauf

*;‘55L‚
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_ 5 _

'j an, ob die Änderung vor oder nach dem Erlaß des "Umanerkennüngs—

beseheides" eingetreten sei Aus 5 85 BVG ergebe sich für die Aus—

, legung des 5 86 Abs“ 3 BVG nichts anderes„ Von dieser Auffassung
':' gehe auch die Rechtsprechung des BSGaus‚i
-j1 Der Kläger

beantragte,

die Revision des Beklagten als unbegründet

zurückzuweisen°

Er führte aus, der "Umanerkennungsbescheid" habe zwar als Bestä—

tigung des früheren Bescheides "novierende Kraft”, maßgeblicher
Vergleichszeitpuhkt sei — entgegen der Rechtsprechung des BSG —
deshalb nicht der auf ein ärztliches Gutachten gestützte frühere

Bescheid, sondern der "Umanerkennungsbescheid", auch wenn der "Um-

anerlzennungsbescheid" ohne ärztliche Nachuntersuchung ergangen"

sei; der Beklagte bleibe aber im Beweisnotstand‚ wenn er den Zeit—

punkt für den Beginn einer wesentlichen Änderung nicht nachwei—

sen könne, aus diesem Grunde sei das angefochtene Urteil richtige

- 115

Die Revision ist zulässig (95 162 Abs„ 1 Nr„ 1, 164 see)„ Sie ist
auch begründet°

Das LSG hat festgestellt, daß der "Chronische Gelénkrheumatismus

der großen und kleinen Gelenke", der auf Grund der Untersuchung

durch Dr., N_ vom 290 November 1946 in dem Bescheid vom 24° 7

Juli 1948 nach der Sozialversicherungsdirektive (BVD) Nr° 27 und

ohne ärztliche Nachuntersuchung in den Bescheid vom 15° 0ktober'■-%

1951 (Umanerkennungsbescheid) nach dem BVG als Schädigungsfolgelf“;

festgestellt und in beiden Bescheiden nach einer MdBum 50 v„H„ ""
berentet werden ist‚ bei der Untersuchung durch Dr„ H_

__
am 3„ Mai 1957 nicht mehr bestanden hat‚ sondern ausgeheilt ge-

'wesen iSt„ Diese Feststellung ist für das BSG bindend (@ 163 SGG)„

Der Bescheid vom 40 Juli 1957 (Widerspruchsbescheid vom 25„ Ju— l

ni 1958), mit dem der Beklagte die Rente mit Ablauf des Monats "

August 1957 entzogen hat, ist damit nach 5 62 Abs() 1 BVG recht—
mäßig‚ Diese Rechtsauff ssung entspricht auch der ständigen Recht—

_6_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


'?sprechuhgdesBSG(tgil däé"Urteii des 11; Senats,BSG7, 8 ff;
und die Urteile dieses Senats vom 22; April 1959 -'11/8 RV 295/

°57—und vom22° März 1963_ 11 RV664/60 _; Urteile des a, ee-
„tnats,+B8G 11,1236 ff„;_15, 26 ff„ und Urteil vom 220 Februar 1962

f;- 6 RV701/60_; Beschlußdes10„Senatsvom6„ Juni 1960- 10av
1159/59

— und Urteil dieses Senats vom 10° Januar 1963 ? 10-RV-
763/60 —)„ Die Erwägungen,_die das LSG veranlaßt haben, in dem an—

gefo_chtenen Urteil von«der _Rechtsprechung des BSG _abzuwe_ichen‚

sind nicht stichhaltig‚ ‘ ' '

*Die Bindungswirkung des "Ü■änérkennungébescheides“ vom 15„ ‚Okto-

ber 1951 hat die "Neufeststellung" der Rente nach 5 62 Abs„__1 BVG

dur-ch den Bescheid
vom 4„ Juli 1957/ 25„ Juni 1958 nicht ausge—

schlossen° Nach den 55 77 _SGG, 24 Abs„ 1 VeerG ist, soweit durc_h___

'Gesetz nichts anderes bestimmt ist, ein V6rwaltung6akt für die

Beteiligten in der Sache bindend, wenn der gegen einen Verwal—

tungsakt gegebene Rechtsbehelf nicht oder erfolglos eingelegt-

“wird; die Bindung der Verwaltungsbehörde tritt mit der Zustellung
_oder dem Zugang des Bescheides ein (5 24 Abs„ 2 V6erG)„ 1bgesehen

“606 demFall der Nichtigkeit eines Verwaltungsekts ist damit je"
der Verwaltungsakt von der Bekanntgabe an zunä6hst einmal wirk—

- sam, d„h„ die
"Regelung"

, die er für_ ein bestimmtes öffentlich—

4_rechtliches Rechtsverhält_nis trifft, "gilt"‚_ _sie ist zwischen den

‘,Beteiligten "maßgebend■, es kommt nieht darauf an, ob der Sach-
_„fverhalt, von dem die V6rwaltung ausgegangen iSt, der

Wirklichkeit;

Ü entspricht und ob die rechtlichen Sehlußfolgérungen, die sie- in. 9

““den Verwaltungsakt daraus gezogen hat, zutreffen° Diese_materiel—i
"Ile Bindung ist — wie auch das LSG angenommen hat

— nicht gleich— _
5zusetzcn'mit der Rechtskraft eines Urteils; die Verwaltung.ist
Inicht

— wie dies für die Partei gilt, die ein materiell unrichtiff

?1ges Urteil, des re_chtskräftig geworden ist, beseitigen will
-

'”

* darauf angewiesen, daß die unrichtige Entscheidung im Wiederauf—__'
Hnahmeverfahrendurch ein gerichtliches Urteil aufgehoben wird,

: sie darf den materiell unrichtigcn Verwaltungsakt selbst aufhe«
_*ben, d„ h. zürücknehmen oder widerrufen, soweit sie durch "Gesetz“

fdazu ermächtigt ist„ Die materielle Bindung des Verwaltungsakts=

beruht auch nicht auf einer_"Vermutung der Richtigkeit und Rechtf_
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_ 7 _

mäßigkeit" des Verwaltungsekts (vgl° dazu Bachof‚ Juristenzei—

tung 1957, 437, Abschnitt C II 4, 5; Reissmüller,'Juristenzei—

tung 1959, 646), sie dient vielmehr dem Interesse der Beteilig—

ten an der Rechtssicherheit (vgl° auch Urteil des BSG vom 21°

September 1962, MDR 1963, 254 = DÖV 1963, 182)„ Der erkennende

Senat hat in dem Urteil BSG 7, 8 ff„, 12 nicht — wie das LSG

offenbar meint — gesagt, daß eine "Vermutung der Richtigkeit

oder Rechtmäßigkeit" eines bindend gewordenen Verwaltungsekts

bestehe; in dem Urteil ist vielmehr geSagt‚ die Ermächtigung

zu einer "Neufeststellung“ der Rente in 9 62 Abs° 1 BVG sei nur
für den Fall erteilt, daß die Verhältnisse, die bei Erleß des

früheren Beseheides in Wirklichkeit vorgelegen haben, sich nach—

weislieh und Wesentlich geändert haben; der 9esetzgebgr sei da—

bei von dem ■egglfgll ausgegangen, daß die Versorgungsverwel;„
„

tung nach dem Grundsatz der Amtsermittlung (@ 12 VeerG) die -ll

Verhältnisse vor der Feststellung prüfe, ihr Verwaltungsekt TI

deshalb im Regelfall bei seinem Erlaß rechtmäßig sei„ Wenn die

Verwaltung dies ausnahmsweise nicht oder nur unvollständig_ge-
ten hat, wenn also subjektiv für sie andere als die tatsäch-

lich gegebenen Verhältnisse bei der Feststellung maßgebend ge—
Wesen sind,

so ist der Bescheid objektiv unrichtig, es spricht

keine ”Vermutung" für seine Richtigkeit, er ist aber, wenn er
_bindend geworden ist, trotzdem“zuis€hen den Beteiligten "in der

Sache" maßgebendo_Die Verwaltung kann einen solchen Esseneid
nicht nach 5 62 Abs„ 1 BVG rechtswirksem zurücknehmen, sie kann

ihn nur zurücknehmen, wenn die Voraussetzungen des 5 41 VeerG

vorliegen° : ' >

Aufdie Verhältnisse,die bei ErlaßeinesBescheidesin Wirk—,;
lichkeit vorgelegen haben, kommt es aber für die Entscheidung

darüber, ob später die Voraussetzungen für eine Neufeststellung

nach 5 62 Abs„ 1 BVG eingetreten sind, dann nicht an, wenn - in

Abweichung vom Regelfall — die Verwaltung ausnahmsweise durch

Gesetz ermächtigt gewesenist, in einem Bescheid eine "Regelung"

zu treffen ohne Rücksicht darauf, wie die Verhältnisse zur Zeit

des Erlasses dieses Bescheids tatsächli0h sind„ Eine 501Ch8 Er—

mächtigung ergibt sich aus 9 86 Abs„ 3 BVG« wie sich aus den

_ 8 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


"1Verhandlungen'des 26: Ausschusses für Kriegsopfer— und Kriegsge—

'i--fangenenfragen des Deutschen Bundestags ergibt (Vgl° Deutscher
"56Bundestag, 1, Wahlperiode 1949, Protökoll der 35, Sitzung vom

4£'

' Oktober 1950 S, 97 l), ist der Gesetzgeber davon ausgegangen,.daß
'zur Feststellung des Versorgungsanspruchs nach dem BVG in aller '*

Regel eine ärztliche Nachuntersuchung erforderl-ich sei; weil dies

aber bei der großen Zahl der Versorgungsfälle zeitlich nicht in

allen Fällen durchführbar gewesen ist, hat er, um eine Unterbref_

chung in der Zahlung'der laufenden Bezüge zu vermeiden, die Ver—

sorgungsverwaltung ermächtigt, von einer ärztlichen Untersuchung

vor dem Erlaß des "Umanerkennungsbeseheides" abzusehen; sie hat'

bei der Feststellung der Rente_ nach dem BVG ausnahmsweise die Vera,

hältnis so zugrunde legen dürfen, _die bei Erlaß der Entscheidung

nach früheren versorgungsrechtlichen Vorschriften bestanden haben,7

sie hat die damaligen Verhältnisse als maßgebend für die FestStel-

lung der Rente nach dem BVG ansehen dürfen, Wenn eine Spätere Un—

tersuchung ergeben hat, daß diese Verhältnisse nicht mehr v01lie—

gen, so hat die Versorgungswerwaltung bis 30 September 1954, wenn
sie den "Umanerkennungsbescheid"_ als rechtswidrig hat zurücknehmen

wollen, ausnahmsweise nicht nachweisen müssen, daß — vor oder nach_

dem Erlaß des "Umanerkennungsbéscheidee“
— eine wesentliche Ände—

rung in den Verhältnissen eingetreten ist, von denen bei der Ent_—

scheidung nach früheren versorgungsrechtliehen Vorschriften
ausge—

gangen
werden ist; bis zu diesem Zeitpunkt ist die Versorgungsver—

waltung nach @ 86°Abs° 5 BVG ermächtigt gewesen, den "Umanerken—
_

nungsbeseheid" schon dann zurücka■n■men‚wenn sie nach seinem Erlaß

die Überzeugung erlangt hat; dieser Bescheid entspreche nicht den &
tatsächlichen VérhältniSsen° Die Vorschrift des @ 86 Abs° 3 BVG,

_die eine klare Ausnahme zu dem Regelfall des 5 62 Abs° 1 BVG ist,
besagt nicht, daß die Ver_sorgungsverwaltung den "Umanerkennungshe—i

seheid", den sie ohne vorhergehende "Nachnntersuehung" erlassen__ '

hat, nach dem 50 September 1954 nur' dann zurücknehmen darf, wenn'

nach dem Erleß des "Umanerkennungsbescheides " eine wesentliche Än«f

derung der maßgeblichen Verhältnisse eingetreten ist Soweit das '

LSG meint, die Versorgungsverwalt „ung habe ein "Risiko" eingegangen,

wenn sie nicht bis spätestens 30, September'1954 eine Nachuntersu—
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chung durchgeführt habe, der Gesetzgeber habe “offenkundig ge—

' wollt", daß sie eine Neufeststsllung nach dem 30, September 1954
nur dann reehtswirksam vornehmen können, wenn die Änderung in

den Verhältnissen nach dem Erleß des "Umanerkennungsbeseheides"

eingetreten sei, kann dieser Auffassung nicht zugestimmt werden,

Sinn und Zweck des © 86 Abs, 3 BVG haben nicht darin bestanden,

den Beschädigtcn auch über den 50, September 1954 hinaus Versor—

gungsbezüge zu gewährleisten, die ihnen wegen einer Änderung der

Verhältnisse nicht mehr zustehen, es ist auch nicht beabsichtigt

gewesen, der Versorgungsverwaltung ein "Risiko" aufzuerlegen, '

die Funktion dieser Vorschrift hat allein darin bestanden, eine

rasche "Überleitung" der Versorgunngezügc zu ermöglichen und
die ”Umstellung" der Bescheide auf das Recht des BVG zunächst

einmal so einfach wie möglich zu gestalten, Es hat deshalb auch

nicht die Absicht bestanden, auszuschließen, daß die Versorgungs—

'verwaltung auch nach dem 30, September 1954 den "Umanerkennungs—_

_
bescheid“ nach @62 Abs° 1 BVG jedenfalls für die Zukunft dann

‚zurücknehmen darf, wenn sie den Nachweis erbringen kann, daß die

in dem_”Umanerkennungsbescheid" festgestellte Rente den tatsäch—

lichen Verhältnissen nicht entspricht, weil eine Änderung in den

_
Verhältnissen eingetreten iSt, die für die Feststellung in diesem

Bescheid maßgebend gewesen sind° Der "Umsnerkennungsbescheid"
ist ”in der Sache" insoweit nicht bindend, weil auch er die Ver—

'hältnisse zugrunde legt, die für die Feststellung in dem Be—
‚

schcid nach ££Pb@£££ versorgungsrechtlichen Vorschriften maßgeé f

hend gewesen sind und night die Verhältnisse, die bei seinem Er—i

' laß bestanden haben, diggg Verhältnisse sind für den "Umanerken—

nungsbeseheid" 33923 maßgebend, Es ist deshalb daran festzuhalten

(vgl„ BSG 11, 236 ff„, 242; 15, 26 ff„, 28), daß insoweit die
"Regelung", die in der Entscheidung nach früheren versorgungs—
rechtlichen Vorschriften_getroffen werden ist, mit dem "Umanerken—

- nungsbescheid" zu einer Einheit verschmelzen ist, Zwar ist der

Bescheid nach früheren versorsungsrcehtliehen Vorschriften vom
Inkrafttreten des BVG an zwischen den Beteiligten nicht mehr

‘
”maßgebend" (Vgl° BSG 4, 21, 25); Ebenso wie nach der Übergangs—

vorschrift des @ 85 BVG ein "Bestandteil" der Entscheidung nach

..10...
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früherenversorguhgsfecht'lichenVorSehriften,nämlichdie Beurtei—
lung des ursächlichen Zusammenhangs einer Gesundheitsstörung mit

einer Schädigung "Bindungswirkung" hat (vgl„_hierzu Urteil des BSG

il in SOZRNro 17 zu 5 85 BVG) und_deshalb in die Entscheidung naeh'

dem BVG übernommen werden Eyä, der; aber die Verworgungsverwaltung‘

wenn sie einen "Umanerkennungsbescheid■ ohne ärztliche Nachunter—

'Suchung erlassen hat, eine andere "Regelung" der früheren Entschei

dung, nämlich die Bewertung des Grades der MdE,_nach @ 86 Abs° 3
“{ BVGin den "Umanerkennungsbescheid" übernehmen;'ln beiden Fällen

wird damit eine "Regelung" des früheren BesChcides "Besta■dteid""
'■'.des "Umancrkennungsbeseheides", wenngleich'die'Maßgeblichkeitd_;

dieser "übernommenen" Regelung Vom Erlaß des "Umanerkennungsbeé'

' soheide■" an nur noch-auf diesem Bescheid beruht„ Haben die Ver-
'“' hältnisse, die bei Erlaß der Entscheidung nach früheren versor—

' gungsrechtliehen Vorschriften zu beurteilen gewesen sind,_schoh
'1 bei Erlaß des "Umanerkcnnung9bescheidcs" nicht mehr bestanden, so'

„f ist die Rechtswidrigkeit'dcs'"Umanerkennungsbesehei_des" eine Folge

__davon, daß der frühere Bescheid im Zeitpunkt der Umanerkcnnung
‘}-reehtswidrig

genescn ist.] Der "Umanerkennungsbescheid" hat keine
; "noviereude Kraft" in dem Sinn, daß es —wie der Kläger meint -

" nach dem 30„-Septcmber 1954 für eine Neufeststellung nur noch da- ;
_Üreuf ankommt, wie die Verhältnisse tatsächlich bei Erlaß des "Umé'"
t'anerkennungsbescheides"'gewesen sind° Beide Beteiligte■.verkennen_

'“Vinsov:eit, daß in derartigen Fällen für die Verwaltung-die tatsäehäJ
__lichen Verhältnisse _bei Erlaß des "Umanerkennxngsbescheides“ über—e

ig haupt nicht maßgebendgewesen sind; deshalb kann der Zeitpunkt, in;
u‘dem der "Umanerkennungsbescheid" erlassen ist, nicht herangezogen
"'wcrden zum Vergleich dafür, ob ein_e wesentliche Änderung der V_er—_-j

'hältnis °se eingetreten ist° Es kommt daher in diesen Fällen für diéf

-Anwendung des 5 62 Abso 1. BVG nicht darauf an, ob die wesentliche';

Änderung in den Verhältnissen vor oder nach dem _Erlaß __des"Umaner—'

kennung5bescheides" eingetreten ist„ ,- ' “ -“*

_Da sich dies unmittelbar aus den Vorschriften des BVG}ergiht‚‘be—'”

steht für den erkennenden Senat kein Anlaß zu'prüfen9 ob und ins

wieweit die Rechtslage, die nach der Recht5preehung des-Reichs?ér»

s_orgungs ger10hts __zu_5 _57_des Reichsvers orgdngsgesetzes'hinsichtlich
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der nach @ 2 des Altrentnergesetzes ohne Nachuntersuehung

erlassenen "Umanerkennungsbeseheide‘bestanden hat, diesel—

be gewesen ist, wie die Rechtslage, die nach 5 62 Abs, 1 BVG

_hinsichtlieh der nach 5 86 Abs, 3 BVG ohne ärztliche Naehun—

tersuchung ergangenen Bescheide besteht (vglo insoweit BSG 11,

236 ff ), '

Für den vorliegenden Fall ergibt sich hieraus folgendes:

Da die Rente des Klägers in dem "Umanerkennungsbeseheid"

vom 15, Oktober 1951 ohne ärztliche Naehuntersuchung unter

Übernahme des bisher anerkannten Grades der MdB festgestellt
werden ist, sind auch für die Feststellung in dem "Umanerken-

nungsbescheid" die Verhältnisse maßgebend gewesen, die dem Be—

scheid vom 24„ Juli 1948 nach der SVD Nr, 27 zugrunde gelegen

haben, damit also die Verhältnisse bei der Untersuchung des

Klägers im November 1946, Diese Verhältnisse haben bei der

Nachuntersuchung am 3, Mai 1957 nicht mehr bestanden, der als

Schädigungsfolgc in dem Bescheid vom 15, Oktober 1951 festge—

stellte Gelenkrheumatismus ist ausgeheilt gewesen, Der Bescheid

vom 15 Oktober 1951, der ein begünstigender Verwaltungsaktnüt
■■;_°äßfff*fäfft“ Cem;mbcilf■ r€4‚ß

oehtenen Bescheides unrieh-

tig gewesen, der Beklagte hat den "Umanerkennungsbescheid"

mit Recht durch den angefochtenen Bescheid vom 40 Juli 1957

(Wid rspruchsbeseheid vom 25, Juni 1958) mit Wirkung vom 1„

September 1957 an zurückgenommen, Das LSG hat zu Unrecht auf

die Berufung des Klägers das Urteil des SG abgeändert und die

angefochtenen Bescheide aufgehoben“ Die Revision des Beklagten

ist damit begründet, das Urteil des LSG ist insoweit aufzuhe— ;;
ben, Der Senat kann in der Sache selbst entscheiden, da die

tatsächlichen Verhältnisse geklärt sind (@ 170 Abs, 2 Satz 1
_SGG) Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG ist in

vollem Umfangs zurückzuweisen-.

f 12.—
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DieEntscheidungüberdie KogtEngbepuht_aüf5„T93'SGGJ."
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